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MERKBLATT 

 
Das Merkblatt erfasst Hinweise zum Antragsverfahren der Richtlinie der 

Landeskommission Berlin gegen Gewalt zum Schutz von Betroffenen politisch-
extremistisch motivierter Gewalt aus dem Unterstützungsfonds und gibt Ihnen 

nachfolgend Antworten auf häufig gestellte Fragen. 

 

 

Für welche Maßnahmen kann ich eine Förderung beantragen?   
Die Landeskommission Berlin gegen Gewalt gewährt Ihnen finanzielle Leistungen für 

- bauliche Schutzmaßnahmen  

- sonstige Schutz- bzw. Sicherungsmaßnahmen und 

- im Ausnahme- und Härtefall Sachschäden und Umzugskosten.  

 

Gehöre ich zum Personenkreis der Antragsberechtigten?  

Wenn Sie von politisch-extremistisch motivierter Gewalt, Bedrohung und Gefährdung 

betroffen sind, gehören Sie zum Personenkreis. Sie können einen Antrag insbesondere als 

Privatperson, anerkannte gemeinnützige oder religiöse Einrichtung, Verein oder Initiative 

und deren Trägerin bzw. Träger stellen. 

 

Welche baulichen Schutzmaßnahmen kann ich beantragen?  

Finanzielle Leistungen können Sie für folgende bauliche Schutzmaßnahmen erhalten: 

• einbruchhemmende Türen; 

• einbruchhemmende Fenster und Fenstertüren (Balkon- und Terrassentüren);  

• einbruchhemmende Rollläden / Klappläden;  

• durchbruchhemmende Einbruchschutzfolien für Fenster und Fenstertüren;  
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• Nachrüstsicherungen für Fenster und Türen, wie beispielsweise Sperrbügel, 
abschließbare Fenstergriffe, Profilzylinder, Schutzbeschläge, Einsteckschlösser;  

• kabelgebundene oder kabellose Einbruchmeldeanlagen (EMA) und 
Überfallmeldeanlagen (ÜMA);  

• kabelgebundene oder drahtlose Überwachungskameras. 

 
In welcher Höhe kann ich finanziell unterstützt werden? 
Sie können eine Förderung bis zu 50.000,- Euro beantragen (für Sachschäden und 

Umzüge bis zu 5.000,- Euro). In begründetem Einzelfall kann Ihnen eine höhere Summe 

bewilligt werden. Bitte beachten Sie, dass Sie keinen Rechtsanspruch auf die Gewährung 

der finanziellen Leistung haben. Die Landeskommission Berlin gegen Gewalt entscheidet 

nach pflichtgemäßem Ermessen im Rahmen verfügbarer Haushaltsmittel. 

 
Wo finde ich den Antrag und in welcher Form muss dieser gestellt werden? 
Das Antragsformular können Sie entweder online auf der Homepage der 

Landeskommission Berlin gegen Gewalt unter 

https://www.berlin.de/lb/lkbgg/praevention/unterstuetzungsfonds/opferschutz/#antrag 

herunterladen oder unter berlin-gegen-gewalt@seninnds.de anfordern. 

Senden Sie den unterschriebenen schriftlichen Antrag auf Zuwendung aus dem 

Unterstützungsfonds bitte mit den hierin genannten Unterlagen an: 

Landeskommission Berlin gegen Gewalt  

c/o Senatsverwaltung für Inneres und Sport,  

Klosterstraße 47,  

10179 Berlin 

Bitte beachten Sie, dass Anträge erst nach Vorliegen der vollständigen Antrags-

unterlagen bearbeitet werden können. Dazu gehören auch die entsprechenden 

Nachweise. 

 
Welche Nachweise muss ich dem Antrag beigefügen? 
Bitte reichen Sie mit dem Antrag folgende Unterlagen ein: 

• Drei verbindliche Kostenangebote zertifizierter Fachbetriebe für bauliche 

Schutzmaßnahmen oder anderer Fachbetriebe für sonstige Schutz- und 

Sicherungsmaßnahmen. 

https://www.berlin.de/lb/lkbgg/praevention/unterstuetzungsfonds/opferschutz/#antrag 
mailto:berlin-gegen-gewalt@seninnds.de
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• Belege zur Sachverhaltsschilderung wie beispielsweise Fotos vom Schaden, 

Aussagen von Zeugen / Zeuginnen, Erstattung von Strafanzeigen, Ausdruck von 

Mails und Screenshots von Posts etc.  

• Nachweise bezüglich der Sachschäden und Umzugskosten und ggf. Unterlagen 

zum neuen Wohnort bzw. Geschäftssitz im Falle eines Umzugs. 

Zusätzliche Nachweise bei Einrichtungen, Vereinen bzw. Initiativen etc.: 

• Kopie der Satzung/ Statuten 

• Auszug aus dem Vereins-/Handelsregister 

• Kopie des Körperschaftsfreistellungsbescheids/Gemeinnützigkeitsbescheinigung 

• Vordruck rechtsgeschäftlicher Vertretung  

Was muss ich bei den Kostenangeboten beachten? 
Bevor Sie den Antrag auf Gewährung der Zuwendungen stellen, müssen Sie schriftlich 

drei Kostenangebote von drei verschiedenen Auftragnehmerinnen bzw. Auftragnehmern 

anfordern. Bitte achten Sie darauf, dass die angeforderten drei Kostenangebote so 

konkret und verbindlich wie möglich sind. Zu Ihrer eigenen Sicherheit achten Sie bitte auf 

die in der Richtlinie empfohlenen Sicherheitsnormen bei den ausgewählten Produkten. 

Klären Sie mit den Fachbetrieben oder anderen Beteiligten alle Kosten, die bei der 

Umsetzung bzw. Durchführung der Maßnahme entstehen. Denn die Fördersumme im 

Zuwendungsbescheid wird aufgrund der eingereichten verbindlichen Kostenangebote 

festgesetzt. Für die Festsetzung der Fördersumme wird das wirtschaftlichste Angebot 

zugrunde gelegt, da die Landeskommission Berlin gegen Gewalt verpflichtet ist, den 

Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu beachten. 

 
Wie finde ich zertifizierte Fachbetriebe für bauliche Schutzmaßnahmen? 

Zu Ihrer Orientierung finden Sie bei der Polizei Berlin einen Adressennachweis für 

Errichter mechanischer Sicherungseinrichtungen. Diesen finden Sie unter: 

https://www.berlin.de/polizei/aufgaben/praevention/diebstahl-und-

einbruch/artikel.125021.php Sicherungsmaßnahmen die diese Standards nicht erfüllen, 

bieten möglicherweise nicht den erforderlichen Schutz. 

 
 

https://www.berlin.de/polizei/aufgaben/praevention/diebstahl-und-
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Wer kann mir bei der Einordnung der Bedrohungslage- und Gefahrenlage behilflich 
sein? 

• Die Polizei Berlin unterstützt Sie bei der Einordnung einer Bedrohungs- und/oder 

Gefahrenlage und kann Ihnen eine sicherungstechnische Empfehlung geben. Bitte 

wenden Sie sich in diesem Fall an:  

Der Polizeipräsident in Berlin 

              Landeskriminalamt Koordinierungsstelle Staatsschutz (LKA Ko St) 

              E-Mail: LKAKoordinationSt@polizei.berlin.de 

 
• Falls Sie die Einschätzung der Bedrohungs- und Gefahrenlage durch eine 

Fachberatungsstelle bevorzugen, können Sie eine Fachberatungsstelle aufsuchen, die 

nach den Standards von Opfer- und Antidiskriminierungsberatung arbeitet. 

Fachberatungsstellen, die diese Qualitätsmerkmale aufweisen, finden Sie 

beispielweise auf der Homepage der Landesstelle für Gleichbehandlung – gegen 

Diskriminierung (LADS): https://www.berlin.de/sen/lads/beratung/diskriminierung/ 

       oder auf der Homepage des Antidiskriminierungsverbandes Deutschland (advd):   

       https://www.antidiskriminierung.org/. Auf den Seiten der LADS finden Sie einen   

       Beratungswegweiser und der advd bietet einen „Beratungsstellen-Finder“ unter   

       https://www.antidiskriminierung.org/betroffene. Hier können Sie sich über die  

       Beratungsstellen und über die Standards der Opfer -und  

       Antidiskriminierungsberatung informieren. 

 
Was muss ich bei einem Miet- oder Pachtobjekt beachten? 
Sie benötigen die Zustimmung des Vermieters bzw. der Vermieterin/ des Verpächters 

bzw. der Verpächterin zur baulichen Schutzmaßnahme. Klären Sie bitte mit Ihrem/r 

Vermieter/Vermieterin bzw. Verpächter/Verpächterin, ob bei Ihrem Auszug aus dem Miet- 

bzw. Pachtobjekt ein Rückbau der beantragten baulichen Schutzmaßnahme verlangt wird 

und keine Mieterhöhung bzw. Erhöhung des Pachtzinses aufgrund der Maßnahme 

verlangt wird. Die Landeskommission Berlin gegen Gewalt kommt für derartige 

Leistungen nicht auf! 

Beachten Sie bitte auch, dass im Falle eines denkmalgeschützten Gebäudes bauliche 

Schutzmaßnahmen der Zustimmung der zuständigen Denkmalbehörde bedürfen. 

Beim Einbau von Überwachungskameras sind Sie dafür verantwortlich, dass alle 

Anforderungen an den Datenschutz nach dem aktuellen Gesetzesstand erfüllt werden. 

mailto:LKAKoordinationSt@polizei.berlin.de
https://www.berlin.de/sen/lads/beratung/diskriminierung/ 
https://www.antidiskriminierung.org/. Auf den Seiten der LADS finden Sie einen   
https://www.antidiskriminierung.org/betroffene. Hier k�nnen Sie sich �ber die  
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Hierzu gehören insbesondere die Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) sowie 

ergänzender Bundes- und Landesvorschriften. 

 

Was muss ich bei Überfallanmeldeanlagen (ÜMA) berücksichtigen? 
Wenn Sie sich für den Einbau von Überfallanmeldeanlagen entscheiden, muss durch das 

Betätigen eines Alarmtasters Hilfe herbeigerufen werden können. In diesem Fall empfiehlt 

die Polizei Berlin in der Regel eine Übertragung des Alarms an ein zertifiziertes 

Wachschutzunternehmen oder die Einsatzleitzentrale der Polizei Berlin. In beiden 

Varianten entstehen monatliche Folgekosten. Bitte beachten Sie, dass Sie selbst für die 

monatlichen Folgekosten aufkommen müssen. Die Landeskommission Berlin gegen 

Gewalt übernimmt keine Folgekosten! 

 
Worauf muss ich bei Rechnungen achten? 
Eine Rechnung muss grundsätzlich folgende Angaben beinhalten:  

• Name und Anschrift des Auftragnehmers (zertifizierter Fachbetrieb) 

• Name und Anschrift des Auftraggebers bzw. der Auftraggeberin (Person, die die 

bauliche oder sonstige Schutzmaßnahme oder Umzugskosten in Anspruch nimmt 

bzw. umsetzen oder durchführen lässt) 

• Ausstellungsdatum der Rechnung 

• Umfang und Bezeichnung bzw. Auflistung der Dienstleistung 

• Steuernummer oder Umsatzsteuer-ID-Nummer des Leistungserbringers 

• Fortlaufende Rechnungsnummer  

• Zeitpunkt der erbrachten Leistung  

• Betrag der Mehrwertsteuer 

• Bei Rechnungen für Leistungen (z.B. Honorare) - Hinweis auf Umsatzsteuer bzw. 

Hinweis auf Steuerfreiheit („Der Betrag enthält keine Umsatzsteuer nach § 19 Abs. 

1 UStG“). 

•  Projektnummer oder Geschäftskennzeichen (GKZ - siehe Zuwendungsbescheid) 

 

Was sollte ich zum Datenschutz wissen? 
Wir brauchen Ihre personenbezogenen Daten, um Ihren Antrag bearbeiten zu können. 

Diese Daten werden von der Landeskommission Berlin gegen Gewalt zur Bescheidung 

Ihres Antrages benötigt. Liegt eine Einwilligung nicht vor, können keine finanziellen 

Leistungen bewilligt werden. 
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Um der gesetzlichen Informationspflicht der Mitglieder im Abgeordnetenhaus in Berlin 

nachzukommen, werden Ihre personenbezogenen Daten nur verschlüsselt hinterlegt, d.h. 

Ihre persönlichen Daten werden nicht veröffentlicht. Auch bei einer möglichen 

Tiefenprüfung durch den Rechnungshof werden diese verschlüsselt weitergegeben. 

Zuwendungen an juristische Personen, d.h. an gemeinnützige Einrichtungen und Vereine, 

können nach der Landeshaushaltsordnung Berlin grundsätzlich nur bewilligt werden, wenn 

sie sich in der Transparenzdatenbank registriert und in die Veröffentlichung folgender 

Angaben in der Zuwendungsdatenbank eingewilligt haben: Namen, Postanschrift, Art, 

Höhe und Zweck der Zuwendung. Da die Veröffentlichung von Namen und Postanschrift 

zu einer Bedrohungs- und Gefahrenlage führen würde, ist ein überwiegendes 

schutzwürdiges Interesse gegenüber dem allgemeinen Informationsinteresse gegeben, 

sodass wir bei juristischen Personen auf die Angabe von Namen und Postanschrift in der 

Zuwendungsdatenbank verzichten werden (Vgl. AV Nr.1.5.2 zu § 44 LHO). Auf diese 

Weise kann die Zuwendung nicht Ihrem Verein bzw. Ihrer Einrichtung zugeordnet werden.  

Zuwendungen sollen nur Betroffenen zukommen, die sich zur freiheitlichen-

demokratischen Grundordnung bekennen. Liegen Anhaltspunkte vor, die die 

Versagungsgründe im Sinne Nr.4 Abs.2 der Richtlinie der Landeskommission Berlin gegen 

Gewalt zum Schutz von Betroffenen politisch-extremistisch motivierter Gewalt aus dem 

Unterstützungsfonds rechtfertigen, müssen wir zur Überprüfung der Versagungsgründe 

Ihre personenbezogenen Daten an die Polizei Berlin weiterleiten. In die Weiterleitung 

dieser Daten müssen Sie einwilligen; andernfalls können wir den Antrag nicht bearbeiten 

und keine Leistungen bewilligen. 

 

Das Wichtigste zum Antragsverfahren abschließend noch einmal in Kürze: 
 

1. Senden Sie den Antrag im Original mit Nachweisen an die Landeskommission 
Berlin gegen Gewalt. 

2. Warten Sie den Bescheid der Landeskommission Berlin gegen Gewalt ab. 

3. Erst nach dem Ihnen der Zuwendungsbescheid zugegangen ist, dürfen Sie mit der 
Umsetzung bzw. Durchführung der Maßnahme beginnen. 

4. Setzen Sie die Maßnahme umgehend nach Bekanntgabe des Bescheides um. 
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5. Reichen Sie die Rechnung, unverzüglich nach Abschluss der Maßnahme im 
Original bei der Landeskommission Berlin gegen Gewalt ein. Für Maßnahmen, die 
Sie im Haushaltsjahr 2022 umsetzen, wird die Rechnung bis spätestens zum 
31.10.2022 benötigt. 

6. Die Originalrechnung verbleibt bei der Landeskommission Berlin gegen Gewalt. 

7. Bitte beachten Sie, dass die Landeskommission Berlin gegen Gewalt höchstens 
den im Zuwendungsbescheid ausgewiesenen Betrag begleicht.  

8. Bitte beachten Sie, dass die Landeskommission Berlin gegen Gewalt verpflichtet 
ist vom Rechnungsbetrag ein Skonto von Zwei-Prozent abzuziehen, sofern die 
Begleichung innerhalb von zwei Wochen möglich ist. 


